
Voraussetzungen differenzierter zu bestimmen und 
gesetzlich zu regeln.

Der Hinweis auf das Fehlen der Gesellschaftsgefähr­
lichkeit wegen Geringfügigkeit ist verfehlt, wenn die 
Tat überhaupt kein Verbrechen ist, weil sie keinen 
Straftatbestand erfüllt und wenn sich der Mangel an 
verbrecherischem Charakter der Tat bereits aus einer 
exakten Auslegung bestimmter Tatbestandsmerkmale 
ergibt16). Wenn z. B. ein Kassierer aus der Kasse 50 DM 
zur Erledigung eines Gelegenheitskaufes entnimmt in 
der Absicht, sie am nächsten Tage -wieder hinein­
zulegen, so dürfte hier materiell überhaupt keine „Zu­
eignung“ i. S. des § 246 StGB vorliegen, sondern eine 
straflose Gebrauchsanmaßung. Bei Diebstahl fehlt in 
solchen Fällen die Absicht der rechtswidrigen „Zueig­
nung“. Wird die Tat erst bekannt, nachdem das Geld 
wieder in die Kasse gelegt worden ist, so kann außer­
dem noch die Bestimmung des § 46 Ziff. 2 StGB analog 
angewandt werden. Wenn ein fahrlässiges Verbrechen 
zu untersuchen ist, muß sorgfältig geprüft werden, ob 
überhaupt Fahrlässigkeit vorliegt. Zweifel an der 
Schuld können nicht mit dem „materiellen Verbrechens­
begriff“ behoben werden. Bei Jugendlichen kommt 
dabei noch die Erörterung dazu, ob die Voraussetzun­
gen des § 4 JGG vorliegen.

Es genügt in keinem Fall, lediglich schlagwortartig zu 
sagen, die Tat sei nicht gesellschaftsgefährlich; denn die 
Gesellschaftsgefährlichkeit ist nichts Schwammiges, Ab­
straktes und kein subjektives Urteil des Richters über 
die Tat. Sie wird stets durch konkrete Umstände be­
gründet, so z. B. bei Vermögensdelikten vor allem 
durch den eingetretenen oder möglichen Schaden, bei 
den Aussage- und Eidesdelikten durch die Möglichkeit 
einer falschen Entscheidung. Deshalb müssen auch stets 
die Tatsachen geprüft und in der Begründung dargelegt 
werden, welche die Gefährlichkeit im gegebenen Fall 
beseitigen. Die Prüfung und Begründung des Mangels 
an Gesellschaftsgefährlichkeit wegen Geringfügigkeit 
der Tat muß mit der gleichen Gründlichkeit erfolgen 
wie bei einer verurteilenden Entscheidung oder beim 
Vorliegen von Rechtfertigungsgründen wie Notwehr 
oder Notstand. Einen Hinweis darauf, in welcher Rich­
tung diese Prüfung erfolgen muß, gibt § 153 StPO (alt), 
der verlangt, daß die Schuld des Täters gering und die 
Folgen der Tat unbedeutend sein müssen. Deshalb kann 
man z. B. nicht von fehlender Gesellschaftsgefährlich­
keit sprechen, wenn der Täter schwere Folgen schuld­
haft herbeigeführt hat, und es kann hier nicht wegen 
Geringfügigkeit eingestellt oder freigesprochen werden. 
Wenn jemand 300 DM volkseigene Gelder stiehlt oder 
unterschlägt, kann man nicht — wie S c h u l z e  es tut — 
behaupten, es liege materiell kein Verbrechen vor. Mit 
der Geringfügigkeit des Schadens läßt sich ein Frei­
spruch in einem solchen Falle nicht begründen. Auch 
das sowjetische Strafrecht sagt nicht schlechthin, daß 
eine verbrecherische Handlung entfällt, wenn die be­
treffende Tat nicht gesellschaftsgefährlich ist. Es macht 
in der Anmerkung zu Art. 6 UK RSFSR die Entschei­
dung über das Fehlen der Gesellschaftsgefährlichkeit 
vielmehr von ganz bestimmten Kriterien abhängig. 
Dort heißt es: „Kein Verbrechen ist die Handlung, die 
zwar formal den Tatbestand eines Artikels dieses Ge­
setzbuches erfüllt, jedoch wegen ihrer offensichtlichen 
Geringfügigkeit und mangels schädlicher Folgen keinen 
gesellschaftsgefährlichen Charakter trägt.“ Ähnlich wie 
in § 153 StPO (alt) wird also hier der Wegfall der Ge­
sellschaftsgefährlichkeit durch die Geringfügigkeit und 
das Fehlen schädlicher Folgen begründet.

Andere, nicht auf rechtlich anerkannte Ausschluß­
gründe gestützte Erwägungen müssen bei einer Ent­
scheidung über den Ausschluß der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit außer Betracht bleiben. Vor allem darf 
der materielle Verbrechensbegriff nicht zur Rechtferti­
gung praktizistischer Entscheidungen herangezogen 
werden, die oft nur im Gefühl des Richters oder Staats­
anwaltes ihren Grund finden. So liegt es z. B. in dem 
von Schulze angeführten Fall, in dem er sich gegen die 
strafrechtliche Verfolgung wegen fahrlässiger Brand­
stiftung mit dem Argument wendet: „Das Mädchen hat 
zwar ,nur‘ eine Verwarnung erhalten; wie nun aber, 
wenn jemand auf den Gedanken kommt, das Straf­
urteil zu benutzen, um das Mädchen für den noch 
immer recht erheblichen Schaden haftbar zu machen?“ 
Das ist doch kein Argument; denn selbst wenn nach

16) ebenda.

dem materiellen Verbrechensbegriff wegen Geringe 
fügigkeit freigesprochen oder eingestellt worden wäre 
(was im Hinblick auf den „recht erheblichen“ Schaden 
nicht zulässig war), bestand immer noch die Möglich­
keit der Klage des Geschädigten vor dem Zivilgericht. 
Wie sollte sich dieses Gericht nun verhalten? Es könnte 
verurteilen, aber auch die Klage abweisen — in jedem 
Falle geriete es zu den Ergebnissen des Strafverfahrens 
in heillose Widersprüche, entweder zur freisprechenden 
Entscheidung oder zu deren Begründung bzw. zum 
Akteninhalt, aus dem sich gerade ergibt, daß das Mäd­
chen deh Brand fahrlässig verursacht hat. Man kann 
es drehen und wenden wie man will, bei einem — ent­
weder dem Geschädigten oder dem Mädchen — muß der 
Eindrude der Willkür entstehen, wenn das eine Gericht 
die Straftat bejaht, die das andere verneint hat. Wie 
Schulze selbst feststellt, gibt es in diesem Verfahren 
erhebliche Zweifel an der Kausalität bzw. Schuld, und 
vielleicht sind auch die Voraussetzungen des § 4 JGG 
nicht genügend erörtert worden. Wenn aber nach 
gründlicher Prüfung festgestellt ist, daß das Mädchen 
strafrechtlich verantwortlich ist, muß man die ver­
wirkte Strafe aussprechen und kann dieser Konsequenz 
nicht mit einem Argument, wie es Schulze anführt, 
ausweichen. Die Frage der zivilrechtlichen Verantwort­
lichkeit steht auf einem ganz anderen Blatt.

3. Mit diesen bisher behandelten Fällen des Aus­
schlusses der strafrechtlichen Verantwortlichkeit wegen 
mangelnder Gesell'schaftsgefährlichkeit der Tat sollten 
— wie bisher zumeist geschehen — die Fälle nicht ver­
wechselt bzw. durcheinandergebracht werden, in denen 
die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Bestrafung 
des Täters aus besonderen, aus der Person des Täters 
oder einer veränderten gesellschaftlichen Lage folgen­
den Gründen weggefallen ist, die erst nach der Tat ein­
getreten sind. So schrieb z. B. B e n j a m i n ,  nachdem 
sie die These von L e k s c h a s  u n d  R e n n e b e r g  über 
den Einfluß des Verhaltens des Täters nach der Tat auf 
die Strafzumessung angeführt hat:

„Die gleichen Erwägungen können aber auch dazu 
führen, jede Gesellschaftsgefährlichkeit des Täters 
zu verneinen und damit seiner Handlung den Cha­
rakter eines Verbrechens zu nehmen, d. h. seinen 
Freispruch zu begründen. — Wir müssen erkennen, 
daß unsere Praxis hiermit einen grundlegenden 
Schritt in der Entwicklung unseres Strafrechts ge­
tan hat, nämlich den Schritt zur vollen konsequen­
ten Anwendung des materiellen Verbrechens­
begriffs. Danach liegt ein Verbrechen dann nicht 
vor, wenn eine Handlung zwar dem Wortlaut eines 
Verbrechenstatbestands entspricht, sie aber — sei 
es wegen ihrer Geringfügigkeit, mangels schäd­
licher Folgen oder auf Grund der fortgefallenen 
Gesellschaftsgefährlichkeit des Täters — keinen 
gesellschaftsgefährlichen Charakter mehr hat.“17) 

Lekschas und Renneberg haben in ihrem später 
geschriebenen Artikel zur Strafpolitik diese beiden 
Fälle ausdrücklich und mit einer ausführlichen, u. E. 
zutreffenden Begründung von einander unterschie­
den18). Ohne sich mit diesen Ausführungen auseinan­
derzusetzen, wurden in dem später folgenden Beitrag 
von W. M ü l l e r ,  S t u t z r i e m e r ,  F r a n k  u n d  
F .  M ü l l e r  19 *), die sich unterschiedslos für Einstellung 
wegen fehlender Gesellschaftsgefährlichkeit ausspra- 
chen, diese beiden verschiedenen Gruppen von Fällen 
unter Verzicht auf eine nähere Begründung weiterhin 
identifiziert. Wenn ein Agent jahrelang Spionage ge­
trieben hat und sich dann unseren Sicherheitsorganen 
stellt, so ist es jedoch absurd, den gesellschaftlichen 
Realitäten widersprechend und weder überzeugend 
noch erzieherisch, das Verfahren mit der Begründung 
einzustellen oder freizusprechen, es mangele an der Ge­
sellschaftsgefährlichkeit der Tat. Man kann hier auch 
nicht von einem nachträglichen Wegfall der Gesell­
schaftsgefährlichkeit der Tat sprechen, denn begangene 
Verbrechen lassen sich nicht wieder rückgängig 
machen, und die begangene Tat kann — auch wenn der 
Täter von seiner strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
befreit wird — immer noch weiter wirken und gesell­
schaftsgefährliche Folgen zeitigen. Wenn z. B. jemand

17) Benjamin, NJ 1954 S. 455.
18) vgl. im einzelnen NJ 1955 S. 35 ff.

iß) „Die Anwendung des materiellen Verbrechensbegriffes in 
der Tätigkeit der Untersuchungsorgane, der Staatsanwälte und

der Richter“ (NJ 1955 S. 553 ff., insbesondere S. 555).
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